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Deut ſehland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
And Berlin, 5. Februar. 
: 64. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch die Miniſter d. Mühler, zur Lippe und zu Eulenburg und mehrere Re⸗ 
ngs⸗Commiſſarien. 5 
Der Praſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung mit der Mittheilung 
der Iepten Beſchlaſe des Herrenbaufes. Auf feinen Borihlag wird beſchloſſen 
den Geſetzentwurf über die Eiſenbahnen den vereinigten Commiffionen für 
Finanzen und Handel zu überweiſen mit dem Auftrage, nach einer zu 
dem Zweck zu extrahirenden authentiſchen Mittheilung der Erklärung des Mi⸗ 
niſterpräſidenten in der Sitzung des Herrenhauses denſelben nochmals zu bes 
vathen und heut Abend 7 Uhr in einer Abendſitzung mündlich zu bes 
richten. Da die Commiſſionen um 1 Uhr tagen werden, wird die Sitzung 
nur bis 9 2 fortgeſetzt werden. ir Ä 
Der erſte Gegenſtand der T.⸗O. iſt Schlußberathung über den Geſetzent⸗ 
f, betreffend die Aufhebung der Einzugsgelder und gleichartiger Commu⸗ 
nalabgaben. — Referenten: Abgg. Leſſe und Hübner beantragen, dem Ge⸗ 
ſetzentwurfe in der Geſtalt, in welcher derſelbe aus dem Herrenbauſe an das 
Haus der Abgeordneten gelangt iſt, die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu 


ertheilen. u 
Referent Abg. Hübner führt zunächſt die verſchiedenen Entwickelungs⸗ 
ſtufen des Gegenſtandes in legislatoriſcher Beziehung vor. Bis zum Jahre 
1859 wurde das Einzugsgeld für alle Städte, die nach der Städteordnung 
verfaßt find und für alle Gemeinden in Weſtfalen gleichmäßig regulirt, wäh: 
rend in der Rheinprovinz das Geſetz nicht zur Geltung kam. Die Regierung 
ſah ſich nach den Beobachtungen, die fie angeftellt, 1866 veranlaßt, das jetzt 
vorliegende Geſetz einzubringen; damals kam es jevoch nicht mehr zur Be⸗ 
rathung. Daſſelbe iſt vom Herrenhauſe jetzt angenommen worden und es 
wird hier hoffentlich keinen Widerſpruch finden. Alle ſind darüber einig, daß, was 
dem Einen recht iſt, dem Andern billig iſt; man kann die Landgemeinden nicht 
zum offenen Aſyl des Proletariats machen. Außerdem aber hat die Erfah⸗ 
rung neaelat, daß die Stadtgemeinden nicht den gebofften Nutzen vom Ein⸗ 
um elde gehabt haben, daß dagegen in volkswirthſchaftlicher Beziehung 
daſſelbe eher Nachtheile mit ſich bringt. Die Städte wurden wegen des 
Wachsthums der Bepölkerung doch wenig in ihren Laſten erleichtert und das 
Einzugsgeld war auch kein Präſervativ gegen ſpätere Verarmung des Indi⸗ 
viduums. Vom Standpunkte des Individuums aber iſt es eine Beſteuerung 
der Arbeitskraft und eine Ausnutzung der Arbeitsfähigkeit, welche zu ver⸗ 
werfen iſt. mAh: bisherige Gefepgebung ſind auch die Städte ſchon auf 
die gänzliche Aufhebung vorbereitet und einige haben es ſchon ſelbſt aufge⸗ 
hoben. Außerdem aver werden auch die Städte in Neuvorpommern und 
Rügen, die das Einzugsgeld nicht haben, obwohl fie nicht nach der Städte⸗ 
ordnung verfaßt ſind und gewiſſe ſtadtähnliche Orte daſelbſt mit den übrigen 
auf gleiche Stufe geſtellt und auch im Hinblick auf die neuen Landestheile iſt 
die Annahme des Geſetzes zu empfehlen, obwohl dieſelben jetzt noch nicht 
davon betroffen werden. Nehmen Sie daher das Geſetz an und ſchließen Sie 
. ae a ae der ſchon über ein Jahrzehnt die Gemüther 
ruhigt. (Bravo 2 
Die Special» Discuffion wird nun eröffnet und ohne Discuffion die 88 1 
und 2 angenommen, ebenſo ſchließlich das ganze a genehmigt. 
Zweiter Punkt der T.⸗O. iſt der Bericht der Juſtiz⸗Commiſſion über den 
Geſetzentwurf, betreffend die Anſtellung von Juſtizbeamten der neu erworbenen 
Landestheile in den älteren Provinzen. 5 
Der urſprünglich von der Regierung eingebrachte Geſetzentwurf lautet: 
$ 1. Juſtizbeamte, welche in den neu erworbenen Landestheilen nach den 
vort bejtebenben Beſtimmungen die Befähigung erlangt haben, ein Richteramt 
zu bekleiden, können auch in den älteren Provinzen als Richter oder Beamte 
der Staatsanwaltſchaft angeſtellt werden. Für die Ernennung zum etatsmäßigen 
Mitgliede eines Appellationsgerichts iſt jedoch außerdem erforderlich, daß der 
Beamte mindeſtens vier Jahre als etatsmäßiger Richter oder Staatsprocurgtor 
definitiv angeſtellt geweſen ijt, und für die Ernennung zum etatsmäßigen Mit⸗ 
. des Ober⸗Tribunals, daß er mindeſtens vier Jahre als Mitglied eines 
bee oder Appellationsgerichts oder als Ober⸗Staatsanwalt (Kron⸗ 
Oberänwalt, a e hat. Mitglieder der in den 
neuen Landestheilen beſtehenden Ober⸗Appellationsgerichte können ohne Be⸗ 
ſchränkung auf die Zeit ihrer bisherigen Amtsthätigkeit als Mitglieder des 
Ober⸗Tribunals angeftellt werden. N 
Die hiernach zu Mitgliedern des Ober⸗Tribunals berufenen Richter konnen 
itglieder des rheiniſchen Senats fungiren. 
2. ‚Mer mindeſtens vier Jahre die Stelle eines ordentlichen Profeſſors 
der juriſtiſchen Facultät bei einer Univerſität in den neuen Landestheilen be⸗ 
kleidet hat, kann zum etatsmäßigen Mitgliede eines jeden Gerichts ernannt 
werden, ohne daß die Ablegung der für den Richter vorgeſchriebenen Prü⸗ 
ſung oder für die Ernennung zum Mitgliede eines Appellationsgerichts oder 
des Ober⸗Tribunals die vorgängige Anſtellung als Richter bei anderen Ge⸗ 
richten erforderlich iſt. N 
Die Commiſſion hat dieſen Entwurf zuerſt folgendermaßen amendirt: 
§. 1. Die in den neuerworbenen Landestheilen nach den dort beſtehenden 
Bestimmungen erlangte Befähigung, ein Richteramt zu bekleiden, genügt zur 
Anſtellung als Richter, Rechtsanwalt, Notar und Beamter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auch in den älteren Provinzen mit Ausſchluß des Bezirks des Appella⸗ 
tionsgerichtshofes zu Köln. 
Dieſe Beſtimmung findet jedoch nur auf ſolche Perſonen Anwendung, 


welche bereits in den Juſtizvienſt eingetreten find oder in denſelben bis zum 
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$ 2. Für die Ernennung eines Beamten aus den neuen Landestheilen 
($ 1) zum etatsmäßigen Mitgliede eines Appellationsgerichts iſt erforderlich, 
daß derſelbe mindeſtens vier Jahre als etatsmäßjger Richter oder Staats: 
procurator definitiv angeſtellt geweſen ift, und für die Ernennung zum etats⸗ 
mäßigen Mitgliede des Ober⸗Tribunals, daß er mindeſtens vier Jahre als 
Mitglied eines Obergerichts oder Appellationsgerichts oder als Ober⸗Staats⸗ 
anwalt (Rron⸗Oberanwalt, General⸗Staatsprocuratot) fungirt hat. Mitglie⸗ 
der der in den neuen Landestheilen beſtehenden Ober⸗Appellationsgexichte kön⸗ 
nen ohne Rückſicht auf die Zeit ihrer bisherigen Amtsthätigkeit als Mitglieder 
des Ober⸗Tribunals angeſtellt werden. 

8.3. Wie die Regierungsvorlage $ 2. 5 

Bei der Commifſions⸗Abſtimmung über das ganze Geſetz, wie es vor⸗ 
ſtehend mitgetheilt it, wurde daſſelbe jedoch mit 10 gegen 1 Stimme abge⸗ 
lehnt und stellt die Commiſſion demnach bei dem Hause den Antrag: „dasselbe 
wolle beſchließen, dem Geſetze feine Zuſtimmung nicht zu ertheilen“. 

Von dem Abg. Braun iſt das Amendement eingebracht, in dem § 1 des 
Commiſſions⸗Entwurfes die Worte „mit Ausſchluß des Bezirkes des Appella⸗ 
tionsgerichtsbofs zu Köln“ zu ſtreichen. 

Abg. v. Binde (Hagen) bemerkt zur Geſchäftsordnung, daß das Haus 
am Sonnabend nicht beſchloſſen habe, die Berathung Über dieſen Geſehent⸗ 
wurf auf die heutige T.⸗O. zu ſetzen; wenn der Präſident dies dennoch ge⸗ 
than, wenn er ebenſo verſchiedene andere Aenderungen in der vom Haufe in 
der letzten Sitzung beſchloſſenen Tagesordnung vorgenommen habe, ſo wolle 

er zwar dem Präſidenten keinen beſonderen Vorwurf daraus machen, milfje 
aber doch, um einem Präjudiz für die Zukunft vorzubeugen, erklären, daß dies 
gegen die Rechte des Hauſes ſei. 

Praͤſident b. Forckenbeck erwidert, er erkenne an, daß er mehrfache Vers 
änderungen in der Tagesordnung vorgenommen habe. Er wolle damit aber 
den Rechten des Hauſes keineswegs präjudiciren, ſondern habe dies im In⸗ 
. der Sache gethan. Er bitte daher um Indemnität. (Heiterkeit,) 

8 erhält darauf Am acht das Wort. 2 

Beriöhterftatter Abg. Bering. Derfelbe legt die Motive dar, die die 
Commiſſton zu ihrem r dewogen. Weſentliche Erinnerungen gegen 
die Zweckmäßigkeit eines Geſetzes der vorliegenden Art, ſeien in der Com⸗ 

ton nicht hervorgetreten, vielmehr ſei dieſe bon der Majoritat anerkannt, 
inſofern zugeſtanden worden wäre, daß die Yuftizbeamten der neu erworbenen 
‚Bıobingen in ihrer gediegenen. 1 5 chaſtlichen und praktiſchen Ausbildung 
dem preußiſchen Staate 1 räfte zubtingen würden. Sei auch der 
Gang ihrer Vorbildung in vieler Beziehung ein anderer geweſen, als der 
der 1 Geh der älteren Propinzen, und ware auch nicht blos die ma⸗ 
ielle Geſetzgebung, ſondern auch das formelle Proceßverfahren in Civil⸗ 


derhalb incl, 
ſebühr für den Raum einer 
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und Strafſachen in vielen Dingen zur Zeit mit der Cwil⸗ und Straf⸗Geſetz⸗ 
gebung, dem Civil⸗ und Straf⸗Proceßverfahren der älteren Provinzen nicht 
übereinſtimmend, jo ſei doch einerſeits an der wiſſenſchafllichen Tüchtigkeit 
jener Beamten nicht zu zweifeln, andererſeits begegneten ſich auch jetzt ſchon 
vielſach die formelle Behandlung der Rechtsfindung und ſelbſt mehrere den 
Handel und das Gewerbe betreffende materielle Geſetze, z. B. das Wechſel⸗ 
recht, Handelsrecht ſeien bereits dem größten Theile der neuen Gebiete ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem alten. Dazu komme, daß mit Annahme des Geſetzes 
das Gefühl der Zuſammengehörigkeit mehr und mehr ſich befeſtigen würde. 
— ag ſei die Dringlichkeit des Geſetzentwurfes vielfach bekämpft 
worden. 

Die Verſchiedenheit der Geſetzgebung über die Anſtellungsfähigkeit der dem 
Nn ſich Widmenden bedinge eine Beſchleunigung der Reviſion der 
Beſtimmungen über die Staatsprüfungen für den Juftisdienſt und Herbeifüh⸗ 
rung einer Gleichmäßigkeit für den Umfang der ganzen Monarchie. Bevor 
dieſe nicht erfolgt ſei, laſſe ſich die Tragweite, die der vorliegende Geſetzent⸗ 
wurf in Bezug auf die Anſtellungen im Juſtizdienſte überhaupt haben werde, 
nicht überfeben, Dieſe Regulirung könne am beſten dann eintreten, wenn 
die neuen Landestheile ihre Vertretung im Hauſe der Abgeordneten gefunden 
4 — Bis dahin liege eine Zeit von ſieben Monaten und in dieſer könne 
chwerlich eine Dringlichkeit, Anſtellungen herüber und hinüber vorzunehmen, 
in der Juſtizverwaltung ſich herausſtellen. Namentlich auch könne dieſelbe 
nicht für die etwa bei dem Obertribunal eintretenden Vacanzen anerkannt 
werden. Wenn die Staatsregierung nichts deſto weniger ſchon jetzt die An⸗ 
nahme des Geſetzentwurſes empfehle, jo dürfe man annehmen, daß außer den 
ausgeſprochenen noch andere nicht ausgeſprochene Motive die Vorlage deſſel⸗ 
ben veranlaßt hätten. Namentlich hinſichtlich der oberſten Gerichtshöfe würde 
die Annahme des Geſetzes die Folge haben, daß eine Organiſationsfrage der 
eminenteſten Art zu einer reinen Perſonalfrage herabgedrüdt und ebenſo die 
en lediglich und ausſchließlich in die Hand der Regierung 
elegt werde. an dürfe aber die Hand nicht dazu bieten, ohne beſonderes 
115 in der Organiſation des Obertribunals eine Aenderung eintreten zu 
aſſen. — 

Abg. Braun (gegen den Commiſſionsantrag): Wir ſtimmen mit dem 
Commiſſionsberichte darin überein, daß ein Bedürfniß zur Juſtiz⸗Ausgleichung 
vorhanden, ebenſo, daß der Geſetzentwurf ein zweckmäßiger iſt; wir läugnen 
aber nicht, wie der Bericht es thut, die Dringlichkeit deſſelben. Die Gründe, 
welche die Regierung für die Dringlichkeit anführt, find für uns pollſtändig 
maßgebend geweſen. Wir ſuchen auch nicht verſteckte Motive, die die Regie⸗ 
rung bei Einbringung des Geſetzentwurfes geleitet haben ſollen. Wir glau⸗ 
ben auch nicht, daß es der Regierung hauptſächlich auf die Beſeitigung der 
oberſten Gerichtshöfe in den neuen Landestheilen angekommen iſt, obgleich 
wir nicht der Anſicht find, daß die Beibehaltung dieſer oberſten Gerichtshöſe 
zu den ihnen garantirten berechtigten Eigenthümlichkeiten gehört. Der wahre 
Grund, der die Commiſſion zur Ablehnung des Geſetzes bewogen hat, iſt in 
dem Commiſſions berichte nicht zu leſen, wenigſtens nur zwiſchen den Zeilen, 
das iſt das tiefe Mißtrauen gegen die Staatsregierung und namentlich gegen 
den Herrn Juſtizminiſter, deſſen Initiative man verkümmern will. Wir wol: 
len aber dazu die Hand nicht bieten und empfehlen Ihnen daher die An⸗ 
nahme des Entwurfes. — Redner befürwortet ſchließlich das von ihm geſtellte 
Amendement. 

Abg. Reichen ſperger führt in längerer Rede aus, daß die Conſequen⸗ 
zen der Rechtseinheit nicht durchgeführt werden könnten, bevor nicht die Rechts⸗ 
einheit ſelber hergeſtellt ſei. Redner ift jedoch auf der Journaliſtentribüne 
faſt ganz unverſtändſich. 0 : 

Abg. Bode: Für den Geſetzentwurf ſprächen zunächſt allgemeine polis 
tiſche Motive, doch müſſe er auch nach ſeinen praktiſchen Erfahrungen ein 
dringendes Bedürfniß für die Emanation dieſes Geſetzes anerkennen. Aller⸗ 
dings ſei die Organiſation unſerer Gerichte nur eine proviſoriſche und könne 
nicht länger ſo bleiben, wie fie jetzt ſei. Doch mäſſe ſich vie Juſtizverwaltung 
ſchon vorher klar fein über die allgemein zu befolgenden Grundſätze und 
wäre das daher kein Hinderniß für dieſes Geſez. Man müſſe daher eingehen 
auf die verſchiedenen Geſetzgebungen der annectirten Länder, man müſſe Com⸗ 
rg pro informatione dorthin ſenden und endlich auch einen ſolchen Aus⸗ 
tauſch der Richter herbeiführen, wie durch dies Geſetz angeſtrebt wird. — 
Rerner ſpricht ſich ſchließlich gleichfalls gegen die Sonderſtellung der Rhein⸗ 
provinz aus. 

Abg. Tweſten (für den Commiſſionsantrag): Auch ich halte es für drin⸗ 
end nothwendig, daß eine Verſchmelzung in der ya der e des ganzen preus 
Fiien Staates Hattfinde: dazu find aber große geſetzgeberiſche Arbeiten nöthig, 
und dies kann nicht dadurch herbeigeführt werden, daß einzelne Richter hin 
und her verſetzt werden. Bis jetzt konnten Richter der alten Provinzen nicht 
angeſtellt werden in der Rheinprovinz und umgekehrt, ohne eine beſondere 
Prüfung beſtanden zu haben. Die Unterſchiede in der Rechtspflege der neu⸗ 
erworbenen Länder ſind aber mindeſtens eben ſo groß, wie die der Rhein⸗ 
provinz. Es iſt deshalb durchaus nothwendig, daß die Richter, ehe ſie nach 
einer Provinz, wo anderes Recht gilt, verſetzt werden können, bei den Gerich⸗ 
ten dieſer Provinz längere Zeit ohne Votum beſchäftigt werden, um erſt die 
verſchiedenen Einrichtungen ic. kennen zu lernen und ſich die nen theore⸗ 
tiſchen und praktiſchen Kenntniſſe anzueignen. Ehe dies nicht ge chehen iſt, 
ſcheint mir eine Verſetzung der Richter vollſtändig unzuläſſig. Eine wirkliche 
Amalgamirung kann dadurch nicht herbeigeführt werden. Ehe die Geſetze nicht 
u einer größeren Einigkeit durchgearbeitet ſind, hat eine ſolche Verſetzung der 
Beamten keine Bedeutung, und ich ſollte 8 daß gerade die Vergröße: 
rung unſeres Staates, die Einfügung von Landestheilen, in welchen die Suflip 
pflege theilweiſe eine ſehr anerkennenswerthe und ausgebildete iſt, ein neuer 
Antrieb dafür ſein müßte, endlich mit den großen Geſetzgebungsarbeiten, die 
wir hier in dem alten Preußen ſchon lange genug vermiſſen, ernſtlich, ent⸗ 
ſchieden und raſch vorzugehen. Ein wirkliches Bedürfniß zur Verſetzung der 
Beamten ſcheint mir alſo zur Zeit nicht vorhanden zu ſein. : 

Der Geſetzentwurf der Staatsregierung hat übrigens gerade in den neuen 
Landestheilen eine ſehr große Beunruhigung hervorgerufen; es ſind mir dar⸗ 
über Zeugniſſe von verſchiedenen, zum Theil hochgeſtellten Juxiſten aus den 
neuen Landestheilen zugegangen. Dies iſt ſehr wohl zu beachten; denn es 
muß uns ſehr viel gelegen ſein an der Gefinnung der Angehörigen der neuen 
Landestheile, unſerer Mitbürger, gegen uns und unſeren Staat. Mir wenig⸗ 
ſtens iſt ſehr viel daran gelegen, daß ſie nicht Grund haben, vorauszuſetzen, 
wir ſeien gleichgiltig oder unbillig gegen ſie geſinnt, ob ſie nun liberal oder 
reaclionär find; und ich glaube, es geschieht vollkommen mit Recht, wenn die 
Gerichte und die Gerichtsbeamten in den neuen Provinzen ſich durch dieſen 
Geſetzentwurf tief beunruhigt fühlen. Ob die Staatsregierung an ſich das 
Recht in Anſpruch nimmt, auch richterliche Beamte in den neuerworbenen 
Landestheilen ohne Weiteres abzuſetzen, das weiß ich nicht. Wird das Geſetz 
nun angenommen, jo konnten Richter aus den hieſigen 8 nach den 
neuen Landestheilen allerdings nur mit ihrer Zuſtimmung berjeßt werden; 
dagegen würden die Richter in den neuen Landestheilen jetzt, wo die Staats⸗ 
regierung dort noch allein die geſetzgebende Gewalt ausüben kann, wenn dieſe 
ſich nicht ſofort und vielleicht unter ſehr ſchlechten Bedingungen penfioniren 
laſſen wollten, verpflichtet ſein, ſich jeder Verſetzung zu unterwerfen und ſich 
jede Dispoſition des Herrn Juſtizminiſters gefallen zu laſſen. Mit einem 
Schlage alſo würden jämmtlihe Juriſten der neuen Landestheile ohne jeg⸗ 
liches Recht in die Hand des Juſtizminiſters gegeben fein. 

Wenn wir dazu unſere Hand bieten würden, ſo würde dies ein ſo ent⸗ 
ſchiedenes Vertrauen zu der Perſon des Herrn Juſtizminiſters vorausſetzen, 
daß es mir und hoffentlich auch der Majorität des Hauſes unmöglich ſein 
werde, unter den jetzigen Verhältniſſen ein ſolches Votum abzugeben, ſelbſt 
wenn das Geſetz ſachlich gerechtfertigt wäre, was nicht der Fall iſt. In 
jedem Falle iſt es weder 4 noch zuläſſig, eine ſolche Befugniß in 
die Hände des Juſtizminiſters zu legen. Die Hauptfrage iſt jedoch noch die 

rage wegen der Conſtituirung des Obertribunals zur höchſten Inſtanz auch 
ir die neuen Landestheile. Nach Art. 92 der Verfaſung ſoll allerdings nur 
ein höchſtet Gerichtshof im Staate beſtehen; ich kann aber nicht anerkennen, 
daß es verfaſſungsmäßig nothwendig wäre, ſchon gleich mit der Einführung 
unſerer Verfaſſung in die neuen Landestheile das Obertribunal als den 
Rate eric a auch in dieſen Landestheilen zu conſtituiren. Ich beſtreite 
ogar, daß dies zuläſſig ift ohne ein beſonderes Organiſationsgeſez; eine ſo 
große Ausdehnung der Befugniſſe des Obertribunals involvirt eine neue Or⸗ 
erde . deſſelben, zu welcher die Zuſtimmung der Landesvertretung erfor⸗ 

erlich iſt. Sollte das Obertribunal eine ſolche Ausdehnung bekommen, ſo 
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wäre die unabweisbare Folge eine Vermehrung der Mitgliederzahl des Ober⸗ 
tribunals und eine ganz neue Organiſation deſſelben. Eine neue Organi⸗ 
ſation des höoͤchſten Gerichtshofes iſt ſchon von dem früheren ng rn 
Simons für dringend nöthig gehalten worden; zu den praktiſchen Gründen 
hiefür treten für mich noch die politiſchen hinzu. Die einzelnen Senate des 
Obertribunals find im gegenwärtigen Augenblicke nur kleine Commiſſionen, 
welche alljährlich durch das Belieben des jeweiligen Juſtizminiſters geändert 
werden können und welche im gegenwärtigen Augenblick tendenzids zuſam⸗ 
mengeſetzt ſind und 1 werden (hört! hört! links), wobei der 
Herr Juſtizminiſter Männer ſeines beſonderen Vertrauens in diejenigen Se⸗ 
— * Commiſſionen beruft, an deren Zuſammenſetzung ihm politiſch ge⸗ 
egen iſt. e 6 : 

Dieſem ein Ende zu machen iſt ein dringendes Bedürfniß für die Rechts⸗ 
ſicherheil im Lande, dieſem ein Ende zu machen, wird eine Gelegenheit ges 
boten, wenn das Obertribunal zur höchſten Inſtanz für die neuen Landes⸗ 
theile wird. Da treten alle die Unzuträglichkeiten ein, welche die Commiſſion 
in ihrem Bericht hervorgehoben hat. Sie jagt mit Recht es würde vollſtändig 
unzuträglich ſein, wenn ſtatt einer Veränderung der 2 und einer 
Vermehrung der dann Mitglieder des Obertribunals lediglich mit 
Hilfsarbeitern gewirthſchaftet werden ſollte. In allen übrigen Staaten würde 
es als eine Ungeheuerlichkeit gelten, Hilfsarbeiter in den höchſten Gerichtshof 
zu berufen und dadurch nicht blos ein Schwanken in der Praxis des höchſten 
Gerichtshofes hervorzurufen, ſondern auch dem jeweiligen Juſtizminiſter die 
Befugniß zu geben, durch Gerichte ausgeſuchter Hilfsarbeiter tendenziöfe 
Entf re des hoͤchſten Gerichtshofes herbeizuführen (ſehr wahr! links). 

Nach alledem halte ich das Geſetz, wie es vorliegt, für vollkommen un⸗ 
annehmbar, ein dringendes Bedürfniß, auf die Intentionen der Regierung 
einzugehen, liegt zur Zeit nicht vor; jedenfalls aber iſt das politiſche Intereſſe 
weit überwiegend, um jetzt nicht auf eine Regelung dieſer Sache von ſo emi⸗ 
nenter rechtlicher und politiſcher Bedeutung einzugehen, ſondern zu warten, 
bis die Landestheile, um deren Wohl und Wehe es ſich beſonders handelt, 
unter uns vertreten ſind. Darum bitte ich Sie, meine Herren, nach dem 
Antrag der Commiſſion das Geſetz abzulehnen. (Beifall links 

Juſtizminiſter Graf a Lippe: In der Sache ſelbſt wird mein Com⸗ 
miſſarius antworten. Nach der Rede des Herrn Abgeordneten Tweſten habe 
ich aber perfönlic eine Bemerkung zu machen. Der Herr Abg. Tweſten hat 
wiederum behauptet, das Obertribunal würde von dem jetzigen Juſtizminiſter 
tendenziös zuſammengeſetzt, und er benutze feine Stellung, um Hilfsarbeiter 
in tendenzidfer Weiſe in das Obertribunal zu bringen. Meine Herren, die 
Schmäbungen, welche gegen mich gerichtet ſind, will ich gar nicht erwidern, 
aber ich will die Ehre derjenigen Herren — gewahrt wiſſen, welche in dem 
höͤchſten Gerichtshofe Preußens Recht zu ſprechen haben (Beifall rechts) und 
will demnach nur im Allgemeinen gegen den Vorwurf Verwahrung einlegen, 
daß das Obertribunal tendenzids von mir zuſammengeſetzt würde, um tenden⸗ 
zibs Recht zu ſprechen. (Beifall rechts, Gelächter links.) 

Reg.⸗Commiſſar v. Sydow befürwortet in längerer Ausführung die An⸗ 
nahme des Geſetzes und geht ſpeciell auf die Einwendungen der Abgeordneten 
Reichenſperger und Tweſten ein, um dieſelben zu widerlegen. Die Befürch⸗ 
tungen dieſer Herren wären ſehr übertrieben; im Intereſſe der Amalgamirung 
mit den neuen Landestheilen wäre das Geſetz durchaus nöthig. Die Art der 
Befebdung des Geſetzes erinnere an die Schwäche des deutſchen National⸗ 
charakters; man wünſcht immer Einheit, und wenn es darauf ankommt, ein⸗ 
mal praktiſch die Einheit anzubahnen, fo hat man dann allerhand Hein iche 
Bedenken. (Beifall rechts.) Daß von verſchiedenen Seiten die Di ig⸗ 
lichkeit beſtritten wird, iſt wirklich wunderbar; die Dringlichkeit liegt 
eben in dem Umſtande, daß die neuen Landestheile jetzt Glieder des 
preußiſchen Staates find, und daß es deshalb Pflicht der Staatsregierung iſt, 
die Verſchiedenheiten auszugleichen, und wenn dazu jetzt nicht der Anfang ge⸗ 
matt wird, fo wird wieder ein Jahr darüber vergeben. (Beifall rechts. 

a Schluß der Debatte wird angenommen; es folgen perſönliche Ber 
merkungen. RK M 

Abg. Tweſten: Wenn der Herr Juſtizminiſter meinen Vorwurf über die 
tendenz öſe Beſetzung der Senale des Obertribunals als eine „Schmähung“ 
betrachten will, ſo würde er allerdings Recht pe fie nur auf ſich zu bes 
ziehen. (Unruhe rechts; Ruf: Oho! Ruhe! Glocke des Präſidenten] Für die 
Mitglieder des Obertribunals würde durchaus keine Schmädung darin liegen, 
wenn ich behaupte, daß ſolche, die einer gewiſſen Meinung ſind, in diejenigen 
Senate berufen werden, wo dem Herrn Juſtizminiſter an einer gewiſſen Mei⸗ 
nung gelegen iſt. Wenn der Herr Juſtizminſſter gegen mich geltend macht, 
daß die Richter am Obertribunal durch königliche Cabinets⸗Ordre ernannt 
werden, fo meine ich, far die Ernennung ift jedesmal der Juſtizminiſter ver⸗ 
antwortlich. (Der Präſident erſucht den Redner, ſich in den Grenzen der per⸗ 
ſönlichen Bemerkung zu halten.) Die Berufung von Mitgliedern des Ober⸗ 
tribunals in einzelne Senate und die Berufung don Hilfsarbeitern erfolgt 
nicht einmal auf königliche Cabinets⸗Ordres, ſondern lediglich durch den Hrn. 
Juſtizminiſter. (Hört! hört! * Und die Frage der Hilfsarbeiter immer 
und immer wieder zu berühren, glaube ich nach dem bekannten Falle des vo⸗ 
rigen Jahres ganz beſonders ein Recht zu haben. (Zuſtimmung links.) 

Sultiaminifter Graf zur Lippe: Ich will thatſächlich nur wiederholen, 
was ich früher ſchon einmal geſagt habe, was aber Herrn Tweſten nicht mehr 
erinnerlich zu ſein ſcheint. Ich habe früher ſchon einmal geſagt, daß ſeit 
1862 eine Verſetzung innerhalb der Senate des Obertribunals in irgend einer 
Weiſe von mir gar nicht veranlaßt worden iſt, und wenn er mit Verkennung 
dieſer Thatſache fortwährend deducirt, ſo glaube ich wohl berechtigt zu ſein, 
zu Aber, daß er mich ſchmäbt. (Beifall rechts.) 

Abg. Reichenſperger bemerkt gegen den Reg.⸗Commiſſar, daß er gerade 
als Mitglied des höͤchſten Gerichtshofes über die Tragweite und Wichligleit 
der Plenarbeſchlüſſe wohl ſachgemäßer urtheilen könne als der Regierungs⸗ 
Commiſſar. (Widerſpruch rechts.) Wer von Ihnen (nach rechts gewandt) 
kann wohl darüber urtheilen? Ich weiß, daß alle Mitglieder des Ober⸗Tri⸗ 
bunals das Inſt'tut der Plenarbeſchlüſſe für ein ſehr bedenkliches halten. 

Abg. Tweſten: Der Herr Juſlizminiſter hat mich beſchuldigt, die 8 
ſache zu verkennen. Das iſt nicht richtig. Wenn er auch wirklich keine Ver⸗ 
ſetzungen innerhalb der Senate vorgenommen hat, ſo iſt doch ſein Einfluß auf 
die Beſetzung der Stellen nicht gering, da der Juſtizminiſter die neuernannten 
Mitglieder des Ober⸗Tribunals den einzelnen Senaten zuweiſt und dem Cri⸗ 
minalſenat gerade eine erhebl che Anzahl neuer Richter zugewieſen hat. 

Es folgt darauf die Special⸗Discuſſion, die zu gleicher Zeit über $ 1 der 
Regierungsvorlage, $ 1 und 2 des Commiſſions⸗Entwurfs und das Amende⸗ 
ment Braun eröffnet wird. . 

Abg. v. Vincke (Hagen) befürwortet die Annahme des Paragraphen und 
ührt einzelne Beiſpiele an, wonach rheiniſche Richter mit Erfolg an altländi⸗ 
chen Gerichten 3 8 geweſen find. Nach dem Einverleibungs⸗Geſetz müfle 
am 1. October das Ober⸗Tribunal unzweifelhaft als höchſter Gerichtshof auch 
für die neuen Landestheile eintreten, 5 ſei aber das Geſetz gerade nöthi 
um hierzu vorzubereiten und der Berufung von Hilfsrichtern, was er a 
für abſolut verwerflich halte, vorzubeugen. 

Abg. Reichenſperger belämpft die Annahme des Paragraphen und ift 
der vom Vorredner abweichenden Anſicht, daß das I 
neues 7 in den neuen Landestheilen als böchfter Gerichtshof conftitwirt 
werden konne. K : 

Nachdem Ref. Abg. Bering nochmals die Ablehnung des 8, und ſpeciell 
das Amendement Braun empfoblen, wird abgeſtimmt. — Das Amendement 
Braun zu § 1 des event. Commiſſionsentwurfs wird abgelehnt; § 1, 2 und 
3 der Commiſſionsvorlage werden event. angenommen, darauf ab 


anze Geſetz abgelehnt; dafür ſtimmen nur die Conſervativen und Alt⸗ 
9 wird die Sitzung um 144 Uhr bis Abends 7 Uhr vertagt. In 
auf wird die Sitzu R 
ber e i e ee wu. = 
den. — * 0 ißung. — * 8 
(vom nd bereits" mitgetbeilte Interpellatio m des Abg. Süning. 2%), Exledi⸗ 
gung der heutigen Tages⸗Ordnung und Herren 
11 1 u = 17 in pe im Haufe lük, 
Eröffnun r. Di nen ‚abe im e lulk⸗ 
teuer t mer, bejegt. — Am Miniſtertiſche fieben Regierungscommiſſare, 
fpäter der Handelsminiſter. 
Präſident Graf R Stolberg⸗Wernigerode vereidigt das 
Mitglied Graf Kwi 
batte über das Genoſſenſchaftsg 
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Graf Rittber 7 für Annahme des Geſetzes, wie es vom Ab⸗ 
geordnetenhauſe ie oſſen. ; 

Graf Schlieffen (thatſächliche 5 
wort des Hrn. Schulze⸗Delitzſch: „Volksheer“. i 
noſſenſchaften, die hinter Hrn. Schulze ſtehen, find fein Volksheer, verabſäu⸗ 
men wir nicht, die Gefahr, die darin liegt, Cautelen 12 55 uſtellen. 

Graf Brühl hegt keine Hoffnungen, aber auch keine? 33 von 
dieſem Geſetz. Daſſelbe habe keinen Praktiſchen 8 100 es werde aber völlig 
wirkungslos bleiben, wenn man die Amendements ablehnen wollte. Was der 
Hr. Handels miniſter 1 5 15 geſagt hat, darf uns darin nicht irre machen, 
das Herrenhaus iſt ein ſelbſtſtändiger St ane dn ſo gut wie das 
andere Haus, es hat ſeinem eigenen Willen, ſeiner eigenen Ueberzeugung zu 
folgen. Will man es anders, jo ändere man erſt die Verfaſſung 
vorgeſchlagene Bank iſt eine Wohlthat für die Genoſſenſchaſten. Jetzt können 
ſie Geld nur von der Parriſius ſchen Bank beziehen; befreien wir ſie aus 
deſſen demokratiſchen Händen. Eine zweite Wohlthat iſt der Staatscommiſſar, 
er, befreit die Genoſſenſchaften aus den Händen des Hrn. Schulze⸗Delißzſch. 
Ohne Amendements werde ich für Verwerfung des Geſetzes ſtimmen. 5 

Graf Rittberg (thatſächliche Bemerkung): Das Geſetz hat den Zweck, die 
Genoſſenſchaften aus den Händen des Herrn Schulze zu befreien und ſie aus 
veſſen Vormundſchaft unter den Schutz des Geſetzes zu führen. 

Herr Baumſtarck rechtfertigt die Vorlage im Sinne der geſtrigen Aus⸗ 
führungen des Hanvelsminiſters. In längerer Rede dekämpft er die An: 
ſichten des Herrn v. Kleiſt⸗Retzow, er giebt einen hiſtoriſchen Rückblick auf 
die Entſtehung der Genoſſenſchaften gegenüber den Zünften. Die Selbſthilfe 
ſei eine der ſchönſten Blüthen der freien Entwickelung des Volkes und ſpesiell 
der arbeitenden Klaſſen. Mag Herr v. Kleiſt immerhin die e e 
einen Staat im Staate nennen; ſolcher Staaten im Staate giebt es mehrere, 
de Genoſſenſchaft der Grundherrlichteit ſtehe gerade ſo da. Aber wenn ſolche 
Staaten im Staate nicht nur nicht ſchädlich, ſondern nützlich ſind, ſo ſoll man 
ſie ja nicht beſeitigen. Gerade die Genoſſenſchaften ſind ein conſervatives 
Element in der Abweiſung alles Subverſiven und Revolutionären, aller un⸗ 
zufriedenen und ſtets zum Kampfe bereiten Arbeiter, welche ſie vielmehr zum 
Poſitiven, zum Schaffen, zur Selbſthilfe anhalte. Die Genoſſenſchaften ver⸗ 
langen nichis für ſich; jetzt verlangen fie ja auch nur den Schutz des Ge⸗ 
ſetzes. Aber Herr v. Kleiſt will das Geſetz nicht, weil es von der Demokratie 
kommt. Wir ſollten uns freuen, daß die Demokratie zu ſolchen Reſultaten 
kommt, die doch nur auf den Wegen der Demokratie zu erreichen ſind. Weiter 
ſagt Herr v. Kleiſt, man ſolle das Geſetz nicht annehmen, weil es von Herrn 
Schulze⸗Delitzſch kommt. 

Ja, m. H., ich bin ſeit 1848 niemals der — — Freund des Herrn 
Schulze geweſen; das kann mich jedoch nicht abhalten, ihn objectiv zu beurthei⸗ 
len. Statt ihn von oben herab angehen, follte man gerade von dieſer Tri⸗ 
büne aus laut anerkennen, daß er ſich durch die Gründung der Genoſſenſcha 
ten ein großes Verdienſt um die Arbeiter, um die Geſellſchaft, um den preußi⸗ 
ſchen Staat namentlich erworben hat, wie dies ja auch allgemein anerkannt 


Nun, m. H., die Ge⸗ 


m 


wird. Was Herr v. Kleiſt den Genoſſenſchaften bieten will, die Centralbank 


und den Staatscommiſſar, das, m. H., ſind im Weſentlichen nur Beſchrän⸗ 


kungen des Genoſſenſchaſtsweſens. Verzeihen Sie mir die längeren Ausfüh⸗ 


rungen, mir ſchienen ſie unerläßlich, denn ich dachte einem Gegenſtand gegen⸗ 


überzujtehen, bei welchem endlich einmal die politiſchen Standpunkte zurücktre⸗ 
ten gegen die ſocialen Geſichtspunkte der Vollswirthſchaft und ihre Lehre. 
Die Genoſſenſchaften, das conſtatire ich zum Schluß, haben nichts Phantaſti⸗ 


ſches, nichts Fanatiſches, nichts Idealiſtiſches, fie fußen auf einem conjcrbati« 
ben Realismus mit einer tiefen ethiſchen Grundlage, welche um ſo breiter 
werden wird, je mehr Freiheit Sie ihr laſſen. Zu dieſem Grundſatze bekennt 
ſich die ganze Volkswirthſchaft und ihre Lehre. Deshalb bitte ich Sie, neh⸗ 
men Sie das Geſetz an, wie es uns vorliegt ohne Amendements. 

Herr v. Meding tritt den Ausführungen des Handelsminiſters entgegen. 
Das Haus dürfe ſich nicht abſchrecken laſſen, Amendements anzunehmen, da⸗ 


90 erinnere an das Schlag⸗ R 


ie hier d 
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Intendanten des 3. Armee⸗Corps Wir, Geh. Kriegsrath Weidinger, bei 


edrich vom W e vom 6, 
i 


bed in der von Bonin amendirten Form in der heutigen 

Abendſitzung ſo gut wie ſicher; da es nun auch nicht unwahrſcheinlich 1 

daß die Staatsregierung daſſelbe ſchließlich noch acceptirt, dürfte das Geſetz 

wohl noch zu Stande kommen, die Anleihe alſo bewilligt werden. 
eſterrei ch. 

Wien, 3. Febr. [Die Miniſterkriſis.] Die telegr. gemeldete 
Correſpondenz des „Dresd. J.“ lautet: Es ſind, namentlich in Börſen⸗ 
kreiſen, ſeit geſtern Gerüchte über eine Miniſterkriſts verbreitet, und ſehr 
beſtimmt verlautet, der Rücktritt des Grafen Beleredi ſei bereits erfolgt. 
Allerdings iſt eine Kriſis eingetreten; auch ſcheint richtig, daß Graf Bel⸗ 
credi ſich entſchloſſen hat, ſeine Demiſſton zu verlangen. Aber aller⸗ 
höͤchſten Ortes ift noch keine Entſcheidung getroffen, zunächſt weil der 
Kaiſer ſich gar nicht in Wien, ſondern auf einem Jagdausflug nach der 
Stelermark befindet und erſt morgen zurückkehren ſoll. Da übrigens 
das ganze gegenwärtige Miniſterium ſolidariſch für das ſtaatsrecheliche 
Programm eingetreten, welches mit einigen ungariſchen Staatsmännern 


verabredet worden und deſſen Einfluß ſich in den Beſchlüſſen der 67er⸗ 


Commiſſion ausprägt, fo wäre ein partieller Miniſterwechſel nicht recht 
verſtändlich. Vielleicht entwickeln die Dinge ſchon bis morgen ſich in 
größerer Deutlichkeit. (Die Sache ift ſchon weiter gediehen, wie unſer 
Wiener Correſpondent im heutigen Morgenblatt unter Abendpoſt gemel⸗ 
det hat. Die Red. d. Bresl. Ztg.) 


Breslau, 5. Febr. Am 2. d. M. feierte der akademiſch⸗mathe⸗ 
matiſche Verein hierſelbſt in dem „Caſino“ auf der Neuen Gaſſe ſein 
fünfjähriges Stiftungsfeſt. Der zeitige Vorſitzende, Herr stud. Scholz, leitete 
die Feſtlichkeit ein mit der Erinnerung an den durch ſein eifriges Wirken im 
Geiſte Peſtalozzi's berühmten Pädagogen Dieſter weg und an den früheren 
Profeſſor der Mathematik zu Göttingen, Rieman, wohl den größten Ma⸗ 
lhematiker ſeiner Zeit, welche beiden Männer in dem Monat Juli v. J. 


T. NT IE VE 8 ee. 
London, 5. Febr, Nachm 4 Uhr. Schluß ⸗Coupſe. Gonſols 90%. 
1% 15 51. Se an, 5% R ze mbarben 1% 


1865 30%. 6% Ver. GtAnleibe pr. 1882 120 — Regenwetter. 

9 E Aa of Newyork hat 29,050 Do an Contanten aus 
er 

London, 5. Februar, Abends. Aus New⸗Nork vom 4. d. wird per 

Kabel gemeldet: Wechſelcours auf London in Gold 108%, Goldagio a 

2 va , Illinois 115, Erie 61%, Baumwolle 33. — In finanziellen 

reifen beſſere 


Sehr leb 
rr. 5 J ſteuerfr. Anleihe 47%. 
ine 105 4. Berliner 1 
ee 
— eue ’ 
erein. Staaten⸗Anleihe pro 1882 76 Oeſterr. 


ankantbeile 680. Oeſterr. Credit⸗Actien 159%. Darmſt. Bankactien 213. 
Darmſtädter Zettelbank —. Meininger Credit⸗ 93%, 


858 —. Oeſterreich. Eliſabetbahn —. 


heſſ. Looſe 53. Baierſche Prämienanleihe 102 . Oeſterr. Nat.⸗Anl. 54%, 
5% Meidling — 1% K Met . Biene ſteuerfr. Anl. — “ 
Frankfurt a. M., 5. Febr., Abends. [Effecten⸗Societät.] Creditactien 
161%, 1860er Looſe 68%, Nationalanleihe 54%. Bei bedeutendem Umfage 
anhaltend ſteigen Amerikaner feſt, aber zubig 76%. 

ien, 5. Februar. [Abend⸗Börſe.] Anfangs animirt, Schluß matt. 
Credit⸗Actien 178, 80. Nordbahn 163, 20. 1860er Looſe 87, 00. 1864er 
Looſe 82, 50. Oeſterr.⸗Franz. Staatsbahn 207, 40. Calizier —, —. Czer⸗ 
nowitzer 184, 50.“ Napoleonsd'or —, —. 

Hamburg, 5. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Fonds A end, matter 
ſchließend. Valuten ſehr lebhaft. — Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 53%. 
Oeſterreich. Credit⸗Actien 67%. Oeſterr. 1860er Looſe 67. Mericaner —. 
Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 118%, che 115. Nord⸗ 
bahn 80. Altona⸗Kieler 130%, Finnländiſche Anleihe 81%. 1864er Ru 
Prämien⸗Anl. 86. 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 85. 6proc. Verein. 
Anleihe pr. 1882 69 J. Disconto 271 . 
Hamburg, 5. Febr. 1 ORSMAEE, Ab auswärtige Häfen 5 
loco wenig feſter. Weizen pr. Februar 5400 Pfd. netto 151 Bancothaler Br., 
50 bruar 5000 Pfd. 
d. Hafer unbers 


Wetter v. änderlich. 
iR en 5. ee 1 577 8. 0 N 17 1950 u 

arkt rubi reiſe r eſt. iddling Amerikani 
Orleans 1454 ja Dhollerah 12, good miboling fair Dhollerah 1144, middling 


Dhollerah 11, Bengal 8%, good fair Bengal 9, Domra 12, Pernam 15%. 
Ae 5. Febr. etroleum, raff. Type, weiß, flau, 49 Frs 
per 1 
Paris, 5. Februar, Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. Februar 100,00, pr. 


März⸗April 101, 00, pr. Mai⸗Auguſt 100, 00. Mehl pr. Februar 77, 50, pr. 
März⸗April 79, 75. Spiritus pr. Februar 61, 50 


Berliner Börse vom 5. Februar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien 
Dividende pro 1864. 1868. 


Fonds- und Geld-Oourse. 
Freiw. Staats-Anl. . 4400 % G. 


f in 0 ; ter denen ſich zwei von hieſigen Ehrenmitgliedern, den Herren Doctoren Staats- 50 ; 
durch, daß der Miniſter meinte, dann werde das Geſetz nicht zu Stande | an. 9 1 0 Staats. Anl. von 859% t ds. 2 
kommen. Es liege gear keine Gefahr darin, wenn man damit noch ein Jahr n e a E 8 e N ſowie das Verleſen einer a, „ . a 1 eh 
warte. Allerdings ſei es bedenklich, einer Sache zuzuſtimmen, die von Schulze⸗ d iernd in di dis Ta 1 Ehe gi er 1 . e 1854 9 14 1199242 %8% bz. 
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gelehnt. 


den Beſchlüſſen des Abgeordnetenha 


die Annahme dieſes Vorſchlages das ganze Geſetz zu 


ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes angenommen. Ein gleiches Reſultat wieder: 
holt ſich bis zum § 30. Ein Antrag auf Vertagung der Debatte wird abs 


Zu $ 30 wird zuerſt ein Antrag der Commiſſion, welcher die Berufung 
der Generalverſammlung durch den jehnten Theil der Mitglieder für noth⸗ 
wendig erklärt, angenommen. Zu § 32, in welchem die Commiſſion die Be: 
ſtellung eines Stgatscommiſſars beantragt, erklärt der Handelsminiſter, daß 
e a | zu Falle bringen würde. 
Die Maßregel wäre unter allen Umſtänden und in jeder Beziehung unaus⸗ 
führbar, ganz abgeſehen davon, daß der Vorſchlag das directe Gegentheil von 
der Selbſtverwaltung, er rathe daher dringend, den Vorſchlag abzulehnen. 
Nach ſehr umfangreicher Debakte und nachdem es im Haufe böllig dunkel ge⸗ 
worden, wird § 32 nach der dente aſſung abgelehnt und derſelbe nach 
uſes angenommen. 


Schluß 5 Uhr. Nachſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. 


Fortſetzung der Debatte. N 
Berlin, 5. Febr. [Amfliches] Se. Mai. der Konig hat dem Militär⸗ 


1 bis 8 bezeichneten Eiſenbahnen reſp. Eiſenbahntheile durch Veräuße⸗ 
rung bedarf zur Rechtsgiltigkeit der Zuſtimmung der Landesvertretung. 
Nachdem Berichterſtatter Michaelis (Stettin) das Amendement zur An⸗ 
nahme empfohlen und der Handelsminiſter das Regierungseinverſtänd⸗ 
niß erklärt, werden $ 1 bis 5, desgl. § 6 in obiger Faſſung discuſ⸗ 
ſtonslos genehmigt. Das ganze Geſetz wird mit großer Majorität an: 
genommen. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. 
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. ER ME 
Breslau, 6. Februar. Wind: Weit. Wetter: trübe. 


Berlin, 5. Februar. 


rüh 3 Grad Wärme. Bei vorherrſchend matter Stimmu b Seh 
Preh am heutig en Marlte tpeihpeie niedriger, der Geſch ſiaberlehr lieb 


ſchleppend. 
Oberhemden, & 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 
M. Raſchkow, Leinwandhandlung, Schmiedebrücke M 
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